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Die Interviews zeigen einmal mehr, dass die befragten Woh-
nungsunternehmen ihre Neubauaktivität deutlich zurück-
gefahren haben. Nahezu alle Unternehmen berichten, dass 
vormals geplante Neubauprojekte angesichts gestiegener 
Kosten vorübergehend zurückgestellt oder nur in geringem 
Umfang umgesetzt werden k nnen. erade der frei nanzierte 
Wohnungsbau wird vielerorts nur noch dann realisiert, wenn 
keine Grundstücksakquise erforderlich ist, also bereits bau-
reife Flächen vorliegen, und wenn kostensenkende Verfahren 
wie etwa modulares Bauen eingesetzt werden können. Zu-
gleich gewinnt die soziale Wohnraumförderung des Landes 
Hessen spürbar an Bedeutung: Viele Unternehmen nutzen 
diese Förderangebote verstärkt, da sie unter den aktuellen 
Marktbedingungen vergleichsweise günstige Konditionen 
und einen verlässlichen Rahmen bieten. Damit kehrt sich ein 
Trend der 2010er-Jahre um: Während in Zeiten der Niedrig-
zinspolitik der EZB die Landesförderprogramme an Attrakti-
vität ver loren hatten und zinsvergünstigte Darlehen häu g 
durch teurere Zuschüsse ergänzt wurden, steigen unter den 
neuen Finanzierungsbedingungen die Anreize, auf geförderten 
Wohnungsbau zu setzen.

Strategiewandel auch im Bestand

Neben der Neubauaktivität zeigen sich auch in der Bestands-
bewirtschaftung deutliche Strategieanpassungen. Eine zen-
trale Ursache dafür ist das anspruchsvollere regulatorische 
Umfeld mit höheren Anforderungen an den Gebäudebestand. 
Alle befragten Unternehmen verfügen inzwischen über eine 
eigene Klimastrategie, deren Tiefe und konkrete Ausgestal-
tung jedoch stark variieren. 

Zentrales Ergebnis der Untersuchung ist, dass die Mehrheit 
der befragten Unternehmen ihre jeweilige Klimaschutzstrate-
gie grundlegend neu ausrichtet: Der Schwerpunkt verlagert 
sich zunehmend auf die -Reduktion. Ausschlaggebend 
hierfür sind nach Angaben der Unternehmen politische Ziel-
vorgaben sowie die Kostenwirkungen des - reises, die 
direkt an den Emissionswert eines Gebäudes anknüpfen. 
Maßnahmen, die primär den Energieverbrauch senken, aber 
nur begrenzte -E ekte erzielen und zugleich hohe Inves-
titionskosten verursachen, verlieren an Priorität. Stattdessen 
rücken Heizungsmodernisierung, Umstellung auf erneuerbare 
Wärme, Photovoltaik und Nutzung von Fern- bzw. Quartiers-
wärmelösungen in den Vordergrund.

Bei dieser Strategieverschiebung handelt es sich nicht 
bloß um eine kurzfristige Krisenreaktion, sondern um einen 
grundlegenden Wandel in der Unternehmensstrategie: 
Viele Unternehmen verwerfen frühere Sanierungslogiken, 
die auf standardisierten Paketen zur Gebäudehüllensanierung 
beruhten. Insbesondere Dämmmaßnahmen an Fassade und 
Dach werden deutlich zurückhaltender geplant, da sie hohe 
Investitionen erfordern, in der Regel nicht warmmietenneutral 
sind und  gemessen an ihrer -Wirkung  von den Woh-
nungsunternehmen als vergleichsweise ine zient eingestuft 
werden. 

Um diese Anpassungsprozesse zu erfassen, wurden im Zeit-
raum von Mitte Juli bis Mitte Dezember 2024 leitfadenge-
stützte Interviews in hessischen Wohnungsunternehmen ge-
führt. Insgesamt konnten 23 kommunale, genossenschaftliche 
und privatwirtschaftliche Unternehmen verschiedener Größe 
und aus Regionen mit unterschiedlicher Marktdynamik befragt 
werden. Die Interviews ermöglichten es, die hinter Entschei-
dungen liegenden berlegungen und Motive sichtbar zu 
machen. Ergänzend dazu wurden Wirtschaftlichkeitsanalysen 
durchgeführt, in denen typische Modernisierungs- und Hei-
zungsvarianten unter den jeweiligen Preis- und Förderbedin-
gungen vor und nach Ausbruch der Krise modelliert wurden. 
Im Folgenden werden kurz die zentralen Ergebnisse der 
Studie dargestellt.

Die deutsche Wohnungswirtschaft ist derzeit mit einer Viel-
zahl sich erlagernder risen onfrontiert  Die olgen der 
Pandemie, die geopolitischen Verwerfungen infolge des 
russischen ngri s auf die raine, die daraus entstandene 
Energiepreiskrise sowie die geldpolitische Zinswende haben 
die Rahmenbedingungen für Wohnungsbau und Bestands-
bewirtschaftung deutlich er ndert  leichzeitig stehen 
langfristige Transformationsaufgaben wie die Dekarbonisie-
rung des Gebäudesektors, die Digitalisierung und Weichen-
stellung angesichts des demogra schen Wandels an  Das 
Forschungsprojekt untersuchte daher, wie sich die hessische 
Wohnungswirtschaft an diese veränderten Rahmenbedin-
gungen anpasst  
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Abbildung 1: Die befragten Wohnungsunternehmen berichten von 
deutlich reduzierter Neubauaktivität.
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Anpassungsstrategien nach Unternehmenstyp 
unterschiedlich

Die Wirtschaftlichkeitsanalysen bestätigen zumindest die 
Einschätzungen der Unternehmen bezüglich des steigenden 
Kostendrucks: Unter im Projektzeitraum gültigen Kosten- und 
Förderbedingungen weisen energetische Sanierungen häu g 
negative Kapitalwerte auf. Selbst mit Förderung sind solche 
Maßnahmen nur selten warmmietenneutral darstellbar. Gleich-
zeitig orientieren sich die Unternehmen stärker an der kommu-
nalen Wärmeplanung. Deren Ausbauziele – etwa bei der Fern-
wärme – bilden den Rahmen für eigene Handlungs optionen. 
Dass diese Planung vielerorts noch nicht vorliegt, erschwert 
die strategischen Entscheidungen.

Zwischen den Unternehmenstypen zeigen sich dabei 
deutliche Unterschiede: Kommunale Wohnungsunternehmen 
unterliegen einer besonders starken politischen Steuerung 
und sind eng in die kommunalen Klimaschutzmaßnahmen 
eingebunden. Gleichzeitig pro tieren sie von der direkten An-
bindung an kommunale Förderprogramme. Einige der befrag-
ten kommunalen Unternehmen verfolgen nach wie vor Dekar-
bo nisierungspfade, die eine Kombination aus Heizungsum-
stellung, Photovoltaikausbau und Einzelmaßnahmen an der 
Gebäudehülle vorsehen.

Bei Genossenschaften ergibt sich hingegen ein uneinheit-
liches Bild. Während einige größere, nanziell gut ausgestat-
tete Genossenschaften – insbesondere in der Rhein-Main- 
Region – bereits substanzielle Fortschritte bei der Dekarboni-
sierung ihres Bestands erzielt haben, stehen viele klei nere 
Genossenschaften in ländlichen Räumen Hessens vor deutlich 
engeren nanziellen Grenzen. Niedrige Mietniveaus und be-
grenzte Eigenkapitalbildung schränken die Umsetzungsmög-
lichkeiten spürbar ein. Entsprechend verfolgen sie überwie-
gend inkrementelle Strategien, priorisieren Maßnahmen mit 
hoher sozialer Verträglichkeit und richten ihren Fokus stark auf 
die Sicherung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit des Bestands.

Privatwirtschaftliche Unternehmen reagieren am e i-
belsten und orientieren sich stärker an Renditeerwartungen 
und Kapitalmarktrisiken. In dieser Gruppe nden sich häu ger 
als in den anderen Investitionsstopps sowie Konzentration 
auf wirtschaftlich besonders vorteilhafte -Minderungs-
maßnahmen.

Strategieanpassung bewirkt Zielkonflikte 
der Wohnungsunternehmen

Die von den meisten Wohnungsunternehmen berichtete Ver-
schiebung weg von umfassenden Vollmodernisierungen hin 
zu einseitigen Dekarbonisierungsstrategien, die sich primär 
auf die Elektri zierung der Wärmeversorgung und den Aus-
tausch des Energieträgers konzentrieren, hat weitreichende 
Folgen. Für das Erreichen der Klimaneutralität bis 2045 gilt 
übereinstimmend ein Dreiklang aus dem Ausbau erneuerbarer 
Energien, der Treibhausgasneutralität des eingesetzten Ener-
gieträgers und einem deutlich verbesserten baulichen Wärme-
schutz als notwendig. Eine Fokussierung auf -Minderung al-
lein – insbesondere über strombasierte Wärmelösungen – birgt 
daher sowohl soziale als auch ökologische Risiken: Einerseits 
können steigende Strompreise beziehungsweise der sukzessi-
ve Abbau von Subventionen perspektivisch höhere Betriebs-
kosten verursachen, und anderseits verlangt die EU-Gebäude-
richtlinie weiterhin Fortschritte bei der Sanierung energetisch 
ine zienter Gebäude. b sich die beobachtete strategische 
Verengung als langfristig tragfähig erweist, bleibt damit o en.
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Diese Strategieanpassung verdeutlicht jedoch einmal mehr 
den Zielkon ikt, in dem sich die Wohnungsunternehmen der-
zeit be nden und die sich durch die derzeitigen Rahmenbe-
dingungen zuspitzen: Klimaschutz ist gesetzlich vorgegeben, 
gleichzeitig sind die Fördermittel begrenzt und die Umlage-
fähigkeit von Modernisierungskosten gedeckelt. Kostenauftei-
lungsgesetz und steigende -Preise wirken sich wiederum 
direkt auf die Bilanz der Unternehmen aus und verengen ihren 

nanziellen Handlungsspielraum. Viele Unternehmen sehen 
daher in der Fokussierung auf -Reduktion einen betriebs-
wirtschaftlich praktikablen Ausweg, der den gesetz lichen An-
forderungen entspricht und gleichzeitig die sozialen Belastun-
gen begrenzt. Gesamtgesellschaftlich kann eine solche Strate-
gie jedoch nicht die umfassende Gebäudemodernisierung 
ersetzen, die für die Klimaneutralität erforderlich ist.

Erschwerend hinzu kommt der Fachkräftemangel, der als 
einer der zentralen Hemmfaktoren benannt wird. Besonders 
Unternehmen im ländlichen Raum berichten, dass fehlende 
Umsetzungskapazitäten Modernisierungen verzögern oder 
verhindern – bei zugleich geringeren wirtschaftlichen Spiel-
räumen als in den großen Städten. Dies birgt das Risiko, dass 
Regionen mit ohnehin geringerer Dynamik bei der energe-
tischen Transformation weiter abgehängt werden könnten.

Schließlich zeigt die Analyse, dass zur Bewältigung dieser 
Herausforderungen sowohl nanzielle als auch weitere struk-
turelle Unterstützungsmaßnahmen notwendig sind. Neben 
einer verbesserten Förderkulisse und beschleunigten Verfah-
ren werden insbesondere der Ausbau von Handwerks- und 
Planungskapazitäten sowie eine stärkere Professionalisierung 
und Digitalisierung von Förderprozessen genannt. Auch sozial-
politische Instrumente wie einkommensabhängige Entlastun-
gen („Klimageld”) können helfen, Modernisierungen sozial-
verträglicher zu gestalten und Akzeptanz zu scha en.

Abbildung 2: Wohnungsunternehmen berichten von einer Anpassung 
ihrer Klimastrategien: Priorität hat der Heizungstausch, während Gebäude-
dämmung nachrangig behandelt wird.


